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M utation der Grundwasserschutzzone Reinacherheide / Mü | imatten, Reinach

1. Sachverhalt

Der Einwohnerrat von Reinach hatam 23. Septem ber 2019 die Mutation für die Grundwasser-
schutzzone Reinacherheide / Mülimatten in Reinach beschlossen. Die in $ 31 des kantonalen
Raumplanungs- und Baugesetzes (RBG, SGS 400) vorgeschriebene Planauflage fand vom
17. Oktober 2019 bis 15. November 2019 statt. lnnert dieser Frist wurde eine Elnsprache gegen
die Planung erhoben. Das Verständigungsgespräch mit der Einsprecherin hat am 6. feOrualZOZO
stattgefunden, es konnte keine Einigung erzielt werden. Die Gemeinde Reinach beantragt mit
Schreiben vom 20. Mai 2020 dem Regierungsrat, die Mutation zu den Zonenvorschriften zu ge-
nehmigen und die unerledigte Einsprache abzuweisen.

2. Erwägungen

Die Gemeinden sind gestützt auf $ 3 Absatz 6 des Wasserversorgungsgesetzes vom 3. April 1g67
(SGS 455) verpflichtet, für eigene Wasserbeschaffungsanlagen die erfoiderlichen Schutzzonen zu
errichten. Gemäss $ 29 des Grundwassergesetzes vom 3. April 1967 (SGS 4S4) scheiden die Ge-
meinden die Grundwasserschutzzonen in ihren Zonenplänen aus. Das Verfahren zur Festsetzung
von Grundwasserschutzzonen richtet sich nach $ 31 des Raumplanung- und Baugesetzes (RBGJ
sGS 400).

Zweck der Grundwasserschutzzonen ist es, Grund- und Quellwasser, das für die öffenfliche Was-
serversorgung genutzt wird, vor chemischen und mikrobiologischen Verunreinigungen zu schüt-
zen.

Die Prüfung der von der Gemeinde Reinach beschlossenen Mutation der Grundwasserschutzzo-
nen hat ergeben, dass die materiellen Grundsätze für die Mutation beachtet wurden und die for-
malrechtlichen Voraussetzungen für die Genehmigung durch den Regierungsrat erfüllt sind.

eantragt:Mit der unerledigten Einsprache

1. Es sei auf die Zuweisung der Parzellen in die Grundwasserschutzzone
53 zu verzichten.

2. Es sei lediglich der zwingend notwendige Teil der Parzelle n die Grundwasserschutz-
zone 53 aufzunehmen, der übrige Teil der Parzelle sei von den Grundwasserschutzzonen
auszunehmen.

3. Die Einsprechende sei für die Enteignung des verbleibenden Teils ihrer parzelle der
gemäss Antrag Nr. 2 in der Grundwasserschutzzone 53 bleiben würde, angemessen zu
entschädigen.

4. Können.die Anträge Nr. 1-3 nicht gutgeheissen werden, wird beantragt, die Einsprechende
für die Enteignung ihrer Parzellen angemessen zu entschädigen.

Die Festsetzung der Grenzen der Grundwasserschutzzonen in Reinach wurde sehr sorgfältig und
nach dem neuesten Stand der Technik vorgenommen. So wurden, wie in Art. 29 Abs. 4 der öe-
wässerschutzverordnung (GSchV; SR e14.201) verlangt, hydrogeologische Abklärungen (Model-
lierung der Grundwasserströmungsverhältnisse und Färbversuche) durchgeführt. DaJ Vorgehen



entspricht zudem der Wegleitung Grundwasserschutz des Bundes (BUWAL 2004). Die Grenzzie-
hung der Schutzzonen ist objektiv nachvollziehbar.

Die hydrogeologisch korrekte Ausscheidung der Schutzzonen ist wichtig, damit die notwendigen
Massnahmen in den Schutzzonen festgelegt werden können. Die Massnahmen dienen dazu, eine
Gefährdung der Trinkwassernutzung weitestgehend auszuschl iessen.

Die betroffenen Parzellen der Einsprecherin kommen in die Grundwasserschutzzone 53 zu liegen.
ln der Zone 53 sind Wohngebäude und auch gewerbliche Nutzungen möglich, allerdings darf von
diesen keine Gefahr für das Grundwasser ausgehen (Anhang 4 Ziffer 221 GSchV).

Das Argument der Mächtigkeit der ungesättigten Zone kann nicht wie von der Einsprecherin be-
hauptet, angefügt werden, um einzelne Parzellen aus der Schutzzone 33 zu entlassen. Die Mäch-
tigkeit der ungesättigten Zone ist jedoch in der Festlegung der Massnahmen innerhalb der Grund-
wasserschulzzone 53 entscheidend. Durch die Mächtigkeit der ungesättigten Zone ist es möglich,
dass Gebäude tiefer in den Untergrund gebaut werden können, als dies bei einer geringmächtigen
ungesättigten Zone der Fallwäre.

Das Argument der Einsprecherin betreffend die Aufenthaltszeit von versickerndem Abwasser in
der ungesättigten Zone stützt sich auf Tabelle 17 im Bericht der Hauptuntersuchung der Firma Ho-
linger AG, Büro Schmassmann, vom 17. Dezember 2012, Seite 42. Die dort berechneten Fliess-
zeiten beziehen sich jedoch auf die natürliche Grundwasserneubildung bei einer durchschnittlichen
Versickerung von 8 l/s pro km2. Die sich daraus ergebenden hohen Aufenthaltszeiten können nicht
für die Versickerung von Abwasser herangezogen werden, da Abwasser punktuell, z. B. bei einem
Leck der Kanalisation versickern würde und dann sehr rasch ins Grundwasser gelangen kann.

lm Massnahmenkatalog (Revision Grundwasserschu2zonen Gemeinde Reinach, Konflikt und
Massnahmenkatalog 07.O7.2016) sind die Parzellen aufgeführt. Die Parzellen
und - sind jedoch nicht im Massnahmenkatalog aufgeführt, da die vorhandenen Nutzungen
keine Gefährdung für das Trinkwasser darstellen.

Auf der Parzelle
sind zwei Heizöltanrs 2 x 96 m" vornanden. L,rese unterliegen oer Bestandesgarantie. Bei einem
Ersatz oder Umbau müssen die Tanks auf eine Grösse von max. 30 m3 verkleinert werden und je-
weils in einem Schutzbauwerk stehen. Die Schutzbauwerke sind alle 5 Jahre zu prüfen.

Auf der Parzelle werden wassergefährdende Flüssigkeiten gelagert. Sämtliche Gebinde müs-
sen über einer Auffangwanne stehen. (Rückhaltevolumen Auffangwanne = 100 o/o Gebindeinhalt),
max. 450 I je Schutzbauwerk. Dafür wird eine Frist von 2 Jahren gewährt. Zudem ist die Parzelle
im Kataster der belasteten Standorte aufgeführt und muss innerhalb von fünf Jahren altlasten-
rechtlich untersucht werden.

Der Umfang der Ausscheidung einer Grundwasserschutzzone und die Massnahmen für den
Grundwasserschutz auf den Parzellen sind geeignet aber auch erforderlich, um den
Grundwasserschutz in Reinach zu gewährleisten. Ausserdem führen sie zu keiner wesentlichen
Einschränkung der Grundstücksnutzung. Die lnteressen am Schutz und Erhalt von sauberem
Grundwasser übenrviegen die lnteressen der Grundeigentümerin an einer möglichst uneinge-
schränkten Überbauungsmöglichkeit des Grundstücki. lnsgesamt enrueist sich somit die Fästset-
zung der Grundwasserschutzzone als verhältnismässig.

Die Betreiber von Anlagen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten müssen dafür sorgen, dass die
zum Schutz der Gewässer erforderlichen baulichen und apparativen Vorrichtungen erstellt, regel-
mässig kontrolliert und einwandfrei betrieben und gewartet werden ( rt.22 Abs. 1 Gewässer-
schutzgesetz; GSchG; SR 814.20). Diese Anforderung gilt unabhängig davon, ob die Anlage in ei-
ner Grundwasserschutzzone steht oder nicht.
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Die bestehenden Nutzungen der Parzellen , sind auch näch der Genehmi-
gung der Grundwasserschutzzonen gewährleistet. Ob durch die neue Festsetzung der Grundwas-
serschutzzone ein enteignungsrechtlicher Tatbestand vorliegt, entscheidet nicht der Regierungs-
rat, sondern das Steuer- und Enteignungsgericht, Abteilung Enteignungsgericht. Deshalb kann auf
diesen Aspekt der unerledigten Einsprache nicht eingetreten werden.

3. Beschluss

:ll: 1. Gestützt auf $ 31 Absatz 5 des Raumplanung- und Baugesetzes (RBG) in Verbindung
mit $ 29 des Grundwassergesetzes, wird die von dem Einwohnerrat Reinach am 23. Sep-
tember 2019 beschlossene Grundwasserschutzzone Reinacherheide / Mülimatten, beste-
hend aus einem Plan und einem Reglement, genehmigt und als allgemeinverbindlich er-
klärt. Massgebend sind die mit der lnventarnummer 55W200 00 versehenen Pläne.

2. Die Einsprache ". wird im Sinne der Envägungen und soweit
darauf eingetreten werden kann, abgetehnt.

3. Den durch den Regierungsratsbeschluss Nr. 2888 vom 30. Oktober 1984 beschlossene
Plan (55 ZP 0109) sowie alle damit in Verbindung stehenden Dokumente werden aufge-
hoben.

4. Die Ziffern 1 und 3 dieses Beschlusses sind im Amtsblatt zu veröffentlichen.

Rechtsmittelbelehru ng

Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen, vom Empfang des Entscheides an gerechnet,
beim Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Verwaltungsrecht, BahnhofplaU 16,4410
Liestal, schriftlich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde, die in vierfacher Ausführung ein-
zureichen ist, muss ein klar umschriebenes Begehren und die Unterschrift der beschwerdeführen-
den oder der sie vertretenden Person enthalten. Der angefochtene Entscheid ist der Beschwerde
in Kopie beizulegen. Das Verfahren vor Kantonsgericht, Abteilung Verfassungs- und Venvaltungs-
recht ist kostenpflichtig (SS 5, 20 und 43 ff. des Gesetzes vom 16. Dezember 1993 über die Ver-
fassungs- und Vennraltungsprozessordnung = VPO).

Beilage:
10 Pläne und Reglemente der Gemeinde Reinach

Verteiler ohne Beilaqe:

Gemeinde Reinach, Hauptstrasse 10, 4153 Reinach (eingeschneoen,
Landeskanzlei
VGD, Amt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (alv@bl.ch)
BUD, Bereich Raumentwicklung und Baubewilligung, Amt für Raumplanung
BUD, Bereich Umwelt und Energie, Melis Kocahal, Rita Egli
Bau- und Umweltschutzdirektion

Die Landschreiberin:

E, l/a, heb:c,L.
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